
2.2 Bayern 

Verfassung des Freistaates Bayern 
Vom 02.12.1946 (GVBl. Bay. S. 333), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.12.1998 

(GVBl. Bay. S. 991), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.11.2003 (GVBl. Bay. S. 817) 

[Präambel] 

Angesichts des Trümmerfeldes, zu dem eine Staats- und Gesellschaftsordnung ohne Gott, ohne Ge-
wissen und ohne Achtung vor der Würde des Menschen die Überlebenden des zweiten Weltkrieges 
geführt hat, in dem festen Entschlusse, den kommenden deutschen Geschlechtern die Segnungen des 
Friedens, der Menschlichkeit und des Rechtes dauernd zu sichern, gibt sich das Bayerische Volk, ein-
gedenk seiner mehr als tausendjährigen Geschichte, nachstehende demokratische Verfassung. 

 

Erster Hauptteil   Aufbau und Aufgaben des Staates  

1. Abschnitt   Die Grundlagen des Bayerischen Staates 

Artikel 7   [Staatsbürger; Rechte des Staatsbürgers] 

(1) Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens und des 
Berufs jeder Staatsangehörige, der das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

(...) 

Zweiter Hauptteil   Grundrechte und Grundpflichten 

Artikel 107   [Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit] 

(1) Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist gewährleistet.  

(2) Die ungestörte Religionsausübung steht unter staatlichem Schutz. 

(3) Durch das religiöse Bekenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beschränkt. Den staatsbürgerlichen Pflichten darf es keinen Abbruch tun. 

(4) Die Zulassung zu den öffentlichen Ämtern ist von dem religiösen Bekenntnis unabhängig. 

(5) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur 
soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu fragen, als davon Rechte 
und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert. 

(6) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder Fei-
erlichkeiten oder zur Benutzung einer religiösen Eidesformel gezwungen werden. 

Artikel 111a   [Freiheit des Rundfunks]  

(1) Die Freiheit des Rundfunks wird gewährleistet. Der Rundfunk dient der Information durch wahr-
heitsgemäße, umfassende und unparteiische Berichterstattung sowie durch die Verbreitung von Mei-
nungen. Er trägt zur Bildung und Unterhaltung bei. Der Rundfunk hat die freiheitliche demokratische 
Grundordnung, die Menschenwürde, religiöse und weltanschauliche Überzeugungen zu achten. Die 



Verherrlichung von Gewalt sowie Darbietungen, die das allgemeine Sittlichkeitsgefühl grob verletzen, 
sind unzulässig. Meinungsfreiheit, Sachlichkeit, gegenseitige Achtung, Schutz vor Verunglimpfung 
sowie die Ausgewogenheit des Gesamtprogramms sind zu gewährleisten.  

(2) Rundfunk wird in öffentlicher Verantwortung und in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betrieben. 
An der Kontrolle des Rundfunks sind die in Betracht kommenden bedeutsamen politischen, weltan-
schaulichen und gesellschaftlichen Gruppen angemessen zu beteiligen. Der Anteil der von der Staats-
regierung und dem Landtag in die Kontrollorgane entsandten Vertreter darf ein Drittel nicht überstei-
gen. Die weltanschaulichen und gesellschaftlichen Gruppen wählen oder berufen ihre Vertreter selbst.  

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz. 

 

Dritter Hauptteil   Das Gemeinschaftsleben  

1. Abschnitt   Ehe und Familie 

Artikel 127   [Teilhabe der Religionsgemeinschaften an der Erziehung] 

Das eigene Recht der Religionsgemeinschaften und staatlich anerkannten weltanschaulichen Gemein-
schaften auf einen angemessenen Einfluß bei der Erziehung der Kinder ihres Bekenntnisses oder ihrer 
Weltanschauung wird unbeschadet des Erziehungsrechtes der Eltern gewährleistet. 

2. Abschnitt   Bildung und Schule, Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der 
    kulturellen Überlieferung 

Artikel 131   [Bildungsziele] 

(...) 

(2) Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der 
Würde des Menschen, Selbstbeherrschung, Verantwortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, 
Hilfsbereitschaft und Aufgeschlossenheit für alles Wahre, Gute und Schöne und Verantwortungsbe-
wußtsein für Natur und Umwelt. 

(...) 

Artikel 133   [Öffentliche Schulen; Konfessionsschulen] 

(1) Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken 
Staat und Gemeinde zusammen. Auch die anerkannten Religionsgemeinschaften sind Bildungsträger. 

(2) Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben grundsätzlich die Rechte und Pflichten der Staatsbeam-
ten. 

Artikel 134   [Privatschulen] 

(1) Privatschulen müssen den an die öffentlichen Schulen gestellten Anforderungen entsprechen. Sie 
können nur mit Genehmigung des Staates errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Schule in ihren Lehrzielen (Artikel 131) und Einrich-
tungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrer nicht hinter den gleichartigen öffent-



lichen Schulen zurücksteht, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrer genügend 
gesichert ist und gegen die Person des Schulleiters keine Bedenken bestehen. 

(3) Private Volksschulen dürfen nur unter besonderen Voraussetzungen zugelassen werden. Diese 
Voraussetzungen liegen insbesondere vor, wenn den Erziehungsberechtigten eine öffentliche Schule 
ihres Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung nicht zur Verfügung steht.  

Artikel 135   [Öffentliche Volksschulen] 

Die öffentlichen Volksschulen sind gemeinsame Schulen für alle volksschulpflichtigen Kinder. In 
ihnen werden die Schüler nach den Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse unterrichtet und erzo-
gen. Das Nähere bestimmt das Volksschulgesetz.  

Artikel 136   [Religionsunterricht] 

(1) An allen Schulen sind beim Unterricht die religiösen Empfindungen aller zu achten. 

(2) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach aller Volksschulen, Berufsschulen, mittleren und 
höheren Lehranstalten. Er wird erteilt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Re-
ligionsgemeinschaft. 

(3) Kein Lehrer kann gezwungen oder gehindert werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

(4) Die Lehrer bedürfen der Bevollmächtigung durch die Religionsgemeinschaften zur Erteilung des 
Religionsunterrichts.  

(5) Die erforderlichen Schulräume sind zur Verfügung zu stellen.  

Artikel 137   [Teilnahme am Religionsunterricht] 

(1) Die Teilnahme am Religionsunterricht und an kirchlichen Handlungen und Feierlichkeiten bleibt 
der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten, vom vollendeten 18. Lebensjahr ab der Willenser-
klärung der Schüler überlassen. 

(2) Für Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, ist ein Unterricht über die allgemein 
anerkannten Grundsätze der Sittlichkeit einzurichten.  

Artikel 138   [Hochschulen] 

(1) Die Errichtung und Verwaltung der Hochschulen ist Sache des Staates. Eine Ausnahme bilden die 
kirchlichen Hochschulen (Artikel 150 Absatz 1). Weitere Ausnahmen bedürfen staatlicher Genehmi-
gung.  

(2) Die Hochschulen haben das Recht der Selbstverwaltung. Die Studierenden sind daran zu beteili-
gen, soweit es sich um ihre Angelegenheiten handelt. 

3. Abschnitt   Religion und Religionsgemeinschaften  

Artikel 142   [Vereinigungsfreiheit; Selbstverwaltungsrecht] 

(1) Es besteht keine Staatskirche. 

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu gemeinsamer Hausandacht, zu öffentlichen Kulthandlungen und 
Religionsgemeinschaften sowie deren Zusammenschluß innerhalb Bayerns unterliegen im Rahmen der 
allgemein geltenden Gesetze keinerlei Beschränkung.  



(3) Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften sowie solche weltanschauliche Gemeinschaften, 
deren Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht widersprechen, sind von staatlicher Be-
vormundung frei. Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken der für alle 
geltenden Gesetze selbständig. Sie verleihen ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der politi-
schen Gemeinde.  

Artikel 143   [Körperschaften des öffentlichen Rechts; Kirchensteuer] 

(1) Die Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gemeinschaften erwerben die Rechtsfähig-
keit nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 

(2) Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
soweit sie es bisher waren. Anderen anerkannten Religionsgemeinschaften sowie solchen weltan-
schaulichen Gemeinschaften, deren Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht widerspre-
chen, sind nach einer Bestandszeit von fünf Jahren auf Antrag die gleichen Rechte zu gewähren. 

(3) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie weltanschauliche Gemeinschaften, die Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts sind, dürfen auf Grund der öffentlichen Steuerlisten Steuern erheben.  

Artikel 144   [Staatlicher Schutz der Religion und der Geistlichen] 

(1) In der Erfüllung ihrer Amtspflichten genießen die Geistlichen den Schutz des Staates. 

(2) Jede öffentliche Verächtlichmachung der Religion, ihrer Einrichtungen, der Geistlichen und Or-
densleute in ihrer Eigenschaft als Religionsdiener ist verboten und strafbar. 

(3) Geistliche können vor Gerichten und anderen Behörden nicht um Auskunft über Tatsachen ange-
halten werden, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden sind.7  

Artikel 145   [Öffentliche Leistungen des Staates an die Religionsgemeinschaften] 

(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder anderen Rechtstiteln beruhenden bisherigen Leistungen des Staates 
oder der politischen Gemeinden an die Religionsgemeinschaften bleiben aufrechterhalten. 

(2) Neue freiwillige Leistungen des Staates, der politischen Gemeinden und Gemeindeverbände an 
eine Religionsgemeinschaft werden durch Zuschläge zu den Staatssteuern und Umlagen der Angehö-
rigen dieser Religionsgemeinschaft aufgebracht.  

Artikel 146   [Schutz des Eigentums und anderer Rechte] 

Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgemeinschaften, religiöser Vereine, Orden, Kongrega-
tionen, weltanschaulicher Gemeinschaften an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwe-
cke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet.  

 

Artikel 147   [Schutz der Sonn- und Feiertage] 

Die Sonntage und staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der seelischen Erhebung und der 
Arbeitsruhe gesetzlich geschützt.  

                                                           
7 Vgl. hierzu die entsprechenden Bestimmungen der Strafprozessordnung, die im Zweiten Teil unter Punkt R) 8. 
h) abgedruckt sind. 



Artikel 148   [Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten usw.] 

Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten oder sonsti-
gen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgemeinschaften zur Vornahme religiöser Hand-
lungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.  

Artikel 149   [Friedhöfe] 

(1) Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, daß jeder Verstorbene schicklich beerdigt werden kann. 
Über die Mitwirkung der Religionsgemeinschaften haben diese selbst zu bestimmen. 

(2) In Friedhöfen, die nur für einzelne Religionsgemeinschaften bestimmt sind, ist die Beisetzung An-
dersgläubiger unter den für sie üblichen Formen und ohne räumliche Absonderung zu gestatten, wenn 
ein anderer geeigneter Begräbnisplatz nicht vorhanden ist. 

(3) Im übrigen bemißt sich der Simultangebrauch der Kirchen und Friedhöfe nach bisherigem Recht, 
soweit nicht durch Gesetz Abänderungen getroffen werden.  

Artikel 150   [Theologische Hochschulen und Fakultäten] 

(1) Die Kirchen haben das Recht, ihre Geistlichen auf eigenen kirchlichen Hochschulen auszubilden 
und fortzubilden. 

(2) Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten. 

 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

Artikel 182   [Weitergeltung von Staatsverträgen] 

Die früher geschlossenen Staatsverträge, insbesondere die Verträge mit den christlichen Kirchen vom 
24. Januar 1925, bleiben in Kraft. 

Artikel 183 [Wiedergutmachung] 

Alle durch nationalsozialistische Gewaltherrschaft wegen ihrer religiösen oder politischen Haltung 
oder wegen ihrer Rasse Geschädigten haben im Rahmen der Gesetzgebung Anspruch auf Wiedergut-
machung. 

Artikel 184 [Entnazifizierung] 

Die Gültigkeit von Gesetzen, die gegen den Nationalsozialismus und Militarismus gerichtet sind oder 
ihre Folgen beseitigen wollen, wird durch diese Verfassung nicht berührt oder beschränkt. 
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